
Verbapd der Elternvereine 
an de�8heren Schulen Wiens 
Wiedner Hauptstraße 66/4 
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Minoritenplatz 5 
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Betrifft: GZ 12. 940/15 - III/2/88 - Stellungnahme zum Entwurf 
eines Bundesgesetze., mit dem das Schulunterrichtsgesetz 
vorübergehend geändert wird. 

Der Verband der Elternvereine an den h8heren Schulen Wiens lehnt 
den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Schulunterrichtsge-

j setz vorübergehend geändert wird, in der vorliegenden Form ab. 
Der in dem vorliegenden Entwurf, befristet für drei Jahre, vor­
gesehene generelle Schulformenwechsel nach der Unterstufe ohne 
die dabei im Schulunterrichtsgesetz § 29/Abs. 5 vorgesehenen Auf­
nahmsprüfungen ist in der der Realität nicht durchführbar. So ist 
ein Wechsel vom Wirtschaftskundlichen Realgymnasium ins Gymnasium 

.\ 

ohne den Nachweis der Fähigkeit, dem Unterricht in der Oberstufe 
dieser Schulform (Latein) folgen zu können, nicht denkbar. 
Ähnliches gilt aber auch für �inen Wechsel vom Gymnasium und Real­
gymnasium ins Wirtschaftskundliche Gymnasium, wobei es nur im 

Interesse des Schülers liegen mUß, z. B. im Fach Chemie, den Nach-
? 

weis über das Beherrschen des Stoffes der zwei zusätzlichen Stun-

den in der Unterstufe des Wirtschaftskundlichen Realgymnasiums zu 
erbringen, um so dem Unterricht in Haushaltsökonomie und Ernährung 
(Theorie) in der 5. und 6. Klasse dem Lehrplan entsprechend folgen 
zu k8nnen und auch die im Lehrp�n angegebenen Querverbindungen 
zur Unterstufen-Chemie herstellen zu können. 
Für den Fall des Wechsels vom Gymnasium ins Realgymnasium wiederum 
ist die befristete Aufhebung der AUfnahmsprüfUng nicht notwendig, 
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da die Möglichkeit des Besuchs der realgymnasialen Oberstu�e 

au�auend au� der gymnasialen Unterstu�e in der 11. Schu10r­

ganisationsgesetz-Nove1le § 39, Abs. 1, Zahl 2 b ausdrücklieh 

vorgesehen ist. Diese gesetzliche Regelung wird von uns Eltern 

sehr begrüßt, da �ch der Bildungsweg des bisherigen realisti­

schen Gymnasiums auch weiterhin erhalten bleibt. 

Für den Verband: 

Dr. Holle Rudas 

Schrift�ührerin 
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Dr. Edi th Marktl 

Ob frau 
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